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handlung und Entscheidung von Schadenersatzansprüchen im 
Strafverfahren sind danach begrenzt durch die Straftaten, 
wie sie entsprechend der Anklageschrift und dem Eröffnungs
beschluß Gegenstand des Verfahrens sind.

Von der Anklage und dem Eröffnungsbeschluß erfaßt war 
in diesem Verfahren nur der Diebstahl der Tageserlöse aus 
der Kantine der Kleingartensparte am 14. Januar 1983 in 
Höhe von 3 000 M, so daß das Kreisgericht auch nur in diesem 
Rahmen über den geltend gemachten Schadenersatz sachlich 
entscheiden konnte. Hinsichtlich der darüber hinausgehen
den Forderung war die Verhandlung und Entscheidung gemäß 
§ 198 StPO nicht zulässig. Der Antrag der Klägerin wäre, weil 
er insoweit im Strafverfahren nicht durchsetzbar ist, daher 
als unzulässig abzuweisen gewesen. Das hat das Kreisgericht 
nicht beachtet. Mit der Abweisung des.darüber hinausgehen
den Schadenersatzantrags als unbegründet wurde der Kläge
rin die Möglichkeit genommen, den ihr entstandenen weiter
gehenden, nicht im Strafverfahren behandelten Schaden in 
einem Zivilverfahren geltend zu machen.

Aber auch soweit entgegen der Anklage und dem Eröff
nungsbeschluß nicht auf 3 000 M, sondern nur auf 2 500 M 
Schadenersatz erkannt worden ist, hätte die Abweisung der 
Forderung nicht als unbegründet, sondern ebenfalls als un
zulässig erfolgen müssen. Bei einem Freispruch ist ein im

Strafverfahren gestellter Schadenersatzantrag gemäß §244 
Abs. 2 StPO als unzulässig abzuweisen. Im Sinne dieser Vor
schrift steht es einem Freispruch gleich, wenn sich gegenüber 
der Anklage und dem Eröffnungsbeschluß der Umfang der 
Tathandlung um einen Teilbetrag verringert, für diesen eine 
strafrechtliche Verantwortlichkeit verneint, jedoch ein Frei
spruch hinsichtlich dieses Betrages nicht für erforderlich ge
halten wird (vgl. OG, Beschluß vom 10. Oktober 1983 — 2 OZB 
1/83'- OG-Informationen 1984, Nr. 2, S. 57). § 244 Abs. 2 StPO 
ist deshalb entsprechend anzuwenden. Damit bestehen inso
weit ebenfalls die Voraussetzungen, aus anderen als den der 
Anklage zugrunde liegenden Gründen gerichtlich Schaden
ersatzansprüche zu verfolgen.

Im vorliegenden Falle hätte daher insgesamt der über den 
Betrag von 2 500 M hinausgehende Schadenersatzantrag der 
Klägerin als unzulässig abgewiesen werden müssen.

Nach alledem war auf den Kassationsantrag des Präsiden
ten des Obersten Gerichts das Urteil des Kreisgerichts gemäß 
§ 162 Abs. 1 ZPO wegen Verletzung von §§ 198, 241 Abs. 2 
und 244 Abs. 2 StPO — soweit der Schadenersatzantrag als 
unbegründet abgewiesen wurde — aufzuheben und im Wege 
der Selbstentscheidung der über den Betrag von 2 500 M 
hinausgehende Schadenersatzantrag der Klägerin als unzu
lässig abzuweisen.

Buchujnschau
Autorenkollektiv (Leitung: Karl A. Mollnau): 
Rechtshandbuch für den Bürger
Staatsverlag der DDR, Berlin 1985 
526 Seiten; EVP (DDR): 19,80 M

Der Titel erweckt von vornherein Sympathie und Erwartung. 
Der Bürger ist an seinem Recht interessiert, und das ganze 
Recht in einem Buch ist für ihn ein attraktives Angebot. Für 
den Juristen hat Rechtspropaganda einen hohen Wert; alles, 
was diesem Ziel dient, findet seine Unterstützung. Anderer
seits weiß jeder Jurist aus eigener praktischer Erfahrung, wie 
schwer es ist, wirkungsvoll rechtspropagandistisch tätig zu 
sein. Eine Voraussetzung dafür ist, daß man sich auf den 
Kreis, den man ansprechen will, genau einsfellt. Das ist leich
ter gesagt als getan. Welche Fragen bewegen die Menschen, 
an die man sich wendet? Was darf man bei ihnen als bekannt 
voraussetzen? Ein Bücherschreiber hat es da schwerer als ein 
Referent, und ein Kollektiv, das das ganze Recht abzuhändeln 
hat, schwerer als ein Autor,- der etwa über den Nachlaß und 
die Erben schreibt.

Das Autorenkollektiv und die Redaktionskommission ha
ben sich solche Gedanken auch gemacht. Im Vorwort von 
Karl A. Mollnau heißt es dazu: „Grob gesprochen verfolgt 
das Rechtshandbuch ein dreifaches Anliegen; es will erstens 
über geltende rechtliche Regelungen, die für viele Bürger 
wichtig und relevant sind, informieren und sie erläutern; 
zweitens soll es Hilfe geben, die einzelnen Rechtsvorschriften 
in ihrer Bedeutung und in ihrer Funktion im Gesamtgefüge 
unserer Rechtsordnung zu begreifen, sie zu verstehen und 
anzuwenden, und drittens will es Fingerzeige und Hinweise 
anbieten, was zu beachten ist und welche Wege zu beschrei
ten sind, wenn staatliche oder gesellschaftliche Organe in An
spruch genommen werden, um Recht durchzusetzen.“

„Ergänzt“ wird dieses dreifache Anliegen noch „durch das 
Bemühen, bestimmte Grundaussagen der marxistisch-lenini
stischen Rechtstheorie gemeinverständlich darzulegen; die 
Einsichten in die Gerechtigkeit des sozialistischen Rechts zu 
vertiefen und Rechtssicherheit wie Gesetzlichkeit als Errun
genschaft und Erfordernis sozialistischer Gesellschaftsent
wicklung vorzuführen“. Ferner legen die Autoren „großen 
Wert“ darauf, die Einheit von Rechten und Pflichten zu ver
deutlichen und die weltanschaulichen Akzente der marxi
stisch-leninistischen Rechtstheorie zu betonen und damit „so
wohl zur Entwicklung des sozialistischen Bewußtseins wie 
zur geistigen Auseinandersetzung in unserer Zeit“ beizutra- 
gen: „Zusätzlich“ drücken Herausgeber und Autoren ihre 
Hoffnung aus, „daß auch alle jene Gewinn vom Rechtshand
buch haben werden, die in der Berufsausbildung oder wäh
rend ihres Fach- bzw. Hochschulstudiums mit einigen Grund
zügen des sozialistischen Rechts vertraut gemacht wurden, 
sich aber nunmehr mit dieser oder jener Rechtsangelegenheit 
spezieller beschäftigen möchten“.

Angesichts dieses „dreifachen Anliegens“ mit seinen „Er
gänzungen“ und „Zusätzen“ befiel mich doch eine gewisse 
Bangigkeit, ob so viele Ziele mit einem einzigen Buch tat
sächlich getroffen werden können. Nun, es hat immerhin 526 
sehr eng bedruckte Seiten, und so bewahrheitet sich auch hier 
die Erfahrung, daß, wer vieles bietet, jedem etwas bietet. Mir 
hat es z. B. in Karl A. Mollnaus „Nachsatz und Ausblick“ die 
Kenntnis einer Passage aus Hegels „Rechtsphilosophie“ über 
die Bedeutung der Zugänglichkeit des Rechts (S. 504) 
gebracht. Allein das empfinde ich schon als lohnend.

Im ganzen gesehen ist das Werk natürlich nicht für den 
studierten Juristen geschrieben. Der juristische Laie kommt 
jedoch auf seine Kosten. Er findet in den ersten drei Kapiteln 
mit den Überschriften „Vom Werden und Wesen des Rechts“, 
„Wie das sozialistische Recht der DDR gebildet und verwirk
licht wird“, „Der Staatsbürger der DDR“ auf rund 60 Seiten 
eine gemeinverständliche Einführung in das Recht. In den 
folgenden Kapiteln 4 bis 18 wird ihm ein Überblick über die 
rechtlichen Regelungen bestimmter Sachkomplexe gegeben. 
Das beginnt mit dem Kapitel „Das Recht in der Wirtschaft“ 
und endet mit dem Kapitel „Versicherungsschutz durch frei
willige und Pflichtversicherungen“. Hier ist auf knapp 
400 Seiten nahezu kein Gebiet ausgelassen, das von Bedeu
tung sein kann: seien es nun die Arbeitsrechtsverhältnisse 
der Arbeiter und Angestellten, die den Genossenschaftsbau
ern interessierenden Rechtsfragen, die mit den schöpferischen 
Leistungen der Neuerer, Erfinder und Urheber verbundenen 
Regelungen, die Familienbeziehungen oder solche Komplexe 
des Zivilrechts wie persönliches Eigentum und Erbrecht, Kauf 
und Dienstleistungen, Wohnungsmiete und Eigenheimbau, 
Geldbeziehungen der Bürger. Im letzten, dem 19. Kapitel, 
wird die Frage beantwortet, „wie Recht und Gesetzlichkeit 
vom Staat und von den Bürgern durchgesetzt werden“.

Im Vorwort heißt es u. a.: „Herausgeber und Autoren sind 
sich der Verbesserungsbedürftigkeit, aber auch der Verbesse
rungsfähigkeit dieses Werkes bewüßt.“ Dem damit verbun
denen Ruf nach kritischen Hinweisen und Verbesserungsvor- 
schlägen kann sich eine Buchbesprechung nicht entziehen. 
Drei Dinge erscheinen mir verbesserungswürdig:

1. Man kann natürlich immer darüber streiten, was unbe
dingt in ein solches Rechtshandbuch hineingehört und worauf 
man, weil weniger wichtig oder selten praktisch, verzichten 
muß. Daß Fragen der Schadens Verhütung und der zivilrecht
lichen Verantwortlichkeit für Schadenszufügung Seltenheits
wert haben, wird man nicht behaupten können.

Daher genügt es m. E. nicht, wenn Fragen einer allgemei
nen Schadenersatzpflicht nur beim medizinischen Betreu
ungsverhältnis (S. 458 f.) etwas eingehender behandelt wer
den (übrigens ohne Angabe im Sachregister). An weiteren 
Stellen des Handbuchs, so z. B. im Zusammenhang mit der 
Staatshaftung (S. 493) oder mit dem Schutz der Bürger bei 
der Freizeitgestaltung und im Urlaub (S. 407), wird lediglich


